
allgemeine Bestimmungen über Verträge

ge, der ohne Vertretungsbefugnis handelt oder die 
Vertretungsbefugnis überschreitet, dem anderen 
zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens ver­
pflichtet.
(3) Handelt ein Mitarbeiter eines Betriebes im Zu­
sammenhang mit der Erfüllung von Arbeitspflichten 
einem anderen gegenüber ohne Vertretungsbefugnis 
oder überschreitet er die Vertretungsbefugnis, ist 
der Betrieb zum Ersatz des daraus entstandenen 
Schadens verpflichtet. Eine Schadenersatzpflicht des 
Mitarbeiters gegen den anderen besteht nicht. Die 
Verantwortlichkeit des Mitarbeiters gegenüber dem 
Betrieb nach arbeitsrechtlichen oder anderen Vor­
schriften wird dadurch nicht berührt.

(4) Eine Pflicht zum Ersatz des Schadens besteht 
nicht, wenn der andere die fehlende Vertretungsbe­
fugnis kannte oder kennen mußte.

Dritter Abschnitt
Abschluß und Form von Verträgen 

§ 60
Vertragsinhalt
Der Vertrag soll die Vereinbarungen enthalten, die 
für Art und Zweck der Beziehungen erforderlich 
sind. Das können insbesondere Vereinbarungen sein 
über:
1. Art, Umfang und Qualität der Leistung;
2. Leistungszeit, Leistungsort, Transport und

Transportkosten; '
3. Mitwirkungshandlungen sowie Informations­

pflichten der Vertragspartner;
4. den Preis und seine Bezahlung;
5. Folgen von Pflichtverletzungen;
6. Voraussetzungen für eine Änderung oder vorzei­

tige Beendigung des Vertrages.

§ 61
Umfang und Qualität der Leistung
(1) Die Leistung hat entsprechend den staatlichen 
Gütevorschriften und den vertraglichen Vereinba­
rungen vollständig mit allen notwendigen Teilen, Zu­
behör und Dokumentationen zu erfolgen. Staatliche 
Güte-, Sicherheits- und Schutzvorschriften sind auch 
dann Vertragsinhalt, wenn sie nicht vereinbart wur­
den.
(2) Soll eine von den staatlichen Gütevorschriften 
abweichende Leistung erbracht werden, ist das im 
Vertrag zu vereinbaren.
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§ 62 
Preis
(1) Der von den Partnern vereinbarte Preis muß den 
gesetzlichen Preisvorschriften entsprechen.
(2) Wird kein Preis oder ein höherer als der gesetz­
lich zulässige vereinbart, gilt der gesetzlich zulässige 
Preis.

§63
Einigung über den Vertragsinhalt
(1) Ein Vertrag kommt durch übereinstimmende 
Willenserklärungen der Partner (Angebot und An­
nahme) zustande.
(2) Für das Zustandekommen eines Vertrages ist es 
erforderlich, daß sich die Partner über alle wesentli­
chen Punkte des Vertrages oder über die von einem 
Partner geforderten Festlegungen einigen.
(3) Wenn Erklärungen über unwesentliche Punkte 
des Vertrages fehlen oder unvollständig sind, ergibt 
sich der Vertragsinhalt unter Berücksichtigung des y 
Vertragszweckes aus den Bestimmungen dieses Ge­
setzes.

Angebot und Annahme 

§ 64
(1) Ein mündliches Vertragsangebot kann nur so­
fort angenommen werden, wenn nicht der Anbieten­
de für die Annahme eine Frist setzt.
(2) An ein schriftliches Angebot ist der Anbietende 
2 Wochen gebunden, wenn er keine andere Frist ge­
setzt hat. Die Frist beginnt mit dem Zugang des An­
gebots. Der Vertrag kommt zustande, wenn die An­
nahmeerklärung dem Anbietenden innerhalb der 
Annahmefrist zugeht.
(3) Geht die innerhalb der Frist abgegebene Annah­
meerklärung verspätet zu, kommt der Vertrag zu­
stande, wenn der Anbietende die Annahmeerklä­
rung nicht unverzüglich zurückweist.
(4) Eine Annahme des Angebots mit Erweiterun­
gen, Einschränkungen oder sonstigen Änderungen 
gilt als neues Angebot.

§ 65
Der Vertrag kommt auch ohne Übermittlung einer 
Annahmeerklärung zustande, wenn sich die Annah­
me des Angebots aus einem allgemein oder im 
rechtsgeschäftlichen Verkehr der Partner üblichen 
Verhalten ergibt. Das gleiche gilt, wenn der Anbie­
tende auf eine Annahmeerklärung verzichtet hat.

§ 66
Mündlicher oder schriftlicher Vertrag
(1) Ein Vertrag kann mündlich abgeschlossen wer­
den. Schriftform, Beurkundung oder Beglaubigung 
sind nur erforderlich, wenn das durch Rechtsvor­
schriften bestimmt ist.
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